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Keueſte Tagesnachrichten
x Das Schlachtſchiff „Oſtfriesland“, der kleine

Kreuzer „Frankfurt“ und drei ehemals deutſche Zer-
ſtörer werden Mitte Juli nach den Vereinigten
Staaten ausgeführt.

Die italieniſche Kammer wurde nach ſtürmiſcher
Sitzung bis zur Löſung der neuen Kabinettskriſe vertagt.

x Sowohl Polen wie Teſchen ſcheinen in der Teſchener
Frage auf das Plebiſzit verzichten zu wollen.

x Der Stand der deutſchen Reichswehr iſt
aunmehr auf 200000 Mann herabgedrückt worden.

ÄÄÄÜÄÜÜnaaaccRücktritt der polniſchen Regierung
w. Warſchau, 10. Jumi.

Deutſchpolniſcher Preſſedienſt. Die Regierung hat
ihren Rücktritt eingereicht. Der Staatschef hat ihn an
genommen, aber die Regierung gebeten, die Geſchäfte vor
läufig weiterzuführen.

Die nunmehr ſeit Wochen beſtehende Kriſe innerhalb des
polniſchen Kabinetts hat eine außerordentliche Verſchärfung
erfahren. Man hatte bisher gehofft, daß es dem jetzigen
Miniſterpräſidenten Skulſki gelingen würde, mit Hilfe der beiden
großen Reichstagsparteien, auf die er ſich bis jetzt ſtützen konnte

der „Volkspartei Witos“ und der „Nationalen Vereinigung
der Kriſe ſchließlich Herr zu werden und eine Rekonſtruktion des
Habineits unter ſeinem (Skulſkis) Präſidium herbeizuführen.
Nun iſt aber auch gerade innerhalb dieſer beiden großen Parteien
eine ſcharfe Kriſis ausgebrochen, deren Folge der Rücktritt
der Regierung iſt.

Die in Pomerellen gewählten deutſchen Sejm-Abge-
ordneten wurden heute vom Sejm-Marſchall empfangen und
nahmen an der Sitzung des Sejm (Polniſcher Reichstag) teil.

Wie der „Dniennik Pouſzta“ meldet, iſt der Erzbiſchof Ratbi,
der Volksabſtimmungsevikar für Oberſchleſien, nach Oppeln ab-
gereiſt.

Jm polniſchen Heeresbericht vom 9. Juni heißt
es: Jm Norden ſchreitet unſere Gegenvffenſive trotz der
feſtgeſtellten Heranziehung neuer bolſchewiſtiſcher Kräfte und
trotz erbitterten Widerſtandes fort. Unſere Abteilungen haben
nach blutigem Kampfe die Linie des Fluſſes Secz erreicht. Bei
Corval wurden feindliche Durchbruchsverſuche zu
rück gewieſen. Jn der Ukraine kämpfen unſere Truppen
heldenhaft und ausdauernd gegen überlegene feindliche Kräfte,
die um jeden Preis verſuchen, unſere Front zu durchbrechen

Monſchau bleibt deutſch
w. Brüſſel, 10. Juni.

Zu dem Beſchluß der Botſchafterkonferenz betreffend die
Eiſenbahn von Monſchau iſt zu bemerken, daß nach
dieſer Entſcheidung des Rates die Bewohner von Mon-
ſchau bei Deutſchland verbleiben, und daß die
Kritik der Deutſchen hinſichtlich der Volksabſtimmung in Eupen
und Malmedy abgelehnt werde.

Der Kampf um Teſchen
w. Prag, 19. Juni.

Das amtliche Blatt „CeskoSlowensda Republika“ befaßt ſich
tm ſeinem heutigen Leitartikel mit dem Antrag der Entente, das
lebiſzüt im Teſchener Gebiet zu widerrufen,
un ſagt unter anderm: Durch den Antrag der Votſchafter
brferenz tritt die Teſchener Frage in ein neues Stadiurn.
Dieſes Stadium erfordert unſererſeits Erwägungen, kaltes Blut
und die Zurückweiſung jeder überflüſſigen Erregung der Oeffent
lichkeit. Bereits aus der Tatſache, daß Miniſter Dr. Beneſch
en Antrag der Votſchafterkonferenz nicht ſofort, und ohne Be
echungen mit den berufenen Kreiſen in Prag und in erſter
Reihe mit den Volksvertretern zu pflegen, ablehnte, iſt erſichtlich,
de Gründe vorgebracht worden ſind, welche eine Erwägung be
anſpruchen. Die Gründe der Entente ſind ſo gewichtig, daß die
tſchechoſlowakiſche Nation verpflichtet ſein wird, ſie ſchließlich be
dingungslos anzuerkennen. Die tſchechoſlowakiſche Republik,
welche bei der Löſung dieſes Problems ein vollberechtigter Fak-
v iſt und ſein wird, muß ihre Intereſſen feſt, aber nicht unbe

dacht verteidigen.

w. Prag, 10. Juni.
kommen Nachrichten, daß ein Einverneh-

des Schiedsſpruchs in der Teſcheneér
gelegenheit geſchaffen worden ſei. Nach unſeren Jn-

ſormationen ſind die Pariſer Berichte nicht in vollem Umfange
mbtig. Tatſache iſt, daß nach mehrfachem Einſchreiten von
ſſhechiſcher Seite wegen der Durchführung des Plebiſzits, ver
erſtelkung der Ordnung im Teſchener Gevbiet,
wie nach den von polniſcher Seite einerſeits im polniſcheg
Aandtag und andererſeits in der Botſchafterkonferenz übecreich-
en Proteſten die Votſchafterkonferenz in Paris die Angelegen
d vor einigen Tagen erörtert und beſchloſſen hat, den Re
n gen in Warſchau und Prag einen Schied
ruch über Teſchen vorzuſchlagen. Verhandlungen auf

Fuße über die Angelegenheit finden rer den Polenend den Tſchechoflowaken nicht ſtatt. Es iſt keine rkei Ent

Aus Paris
men bezüglich
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Freitag, 11. Juni

ſcheidung getroffen zu dieſer Frage, die durch ein einfaches
Abkommen zwiſchen der polniſchen und der tſchechoſlowakiſchen
Delegation in Paris nicht zu entſcheiden iſt. Es müſſen alle ver
antwortlichen Faktoren Stellung nehmen können. Wie wir aus
Paris erfahren, nimmt auch der Miniſter des Aeußern Dr. Be
neſch dieſen Standpunkt ein. Der polniſche Miniſter des Aeußern
Patek wird nach den letzten Nachrichten in Paris eintreffen, wo
er mit Dr. Beneſch über die Teſchener Frage beraten wird. Be
neſch beabſichtigt, dann ſofort nach Prag zurückzukehren und zu
berichten, wie ſich die Frage in Paris geſtaltet hat, und welches
die Abſichten der polniſchen Regierung in dieſer Angelegenheit
ſind. Die Berichte von irgendeinem Einvernehmen ſind alſo
verfrüht.

Keine Neuwahlen in Preußen?
b. Berlin, 10. Juni.

Jn politiſchen und parlamentariſchen Kreiſen Preußens
war bis vor kurzem vielfach die Anſicht vertreten worden, bald
nach den Reichstagswahlen müſſe auch die verfaſſung-
gebende preußiſche Landesverſammlung ſich ſelber auflöſen, um

einem neugewählten Landtage Platz zu machen, auch
wenn das Verfaſſungswerk bis dahin noch nicht abgeſchloſſen
ſein ſollte. Nach der „Vofſ. Ztg.“ iſt man neuerdings von dieſem
Gedanken wieder abgekommen, vertritt vielmehr den Standpunkt,
daß die verfaſſunggebende Landesverſammlung die Verfaſſung
unter allen Umſtänden, freilich auch mit möglichſter Beſchleuni-
gung, verabſchieden müſſe. Die Neuwahlen in Preußen ſind
alſo keinesfalls vor dem Winter zu erwarten.

Die oldenburgiſchen CLandtagswahlen
h. Berlin, 10. Juni.

Wie aus Berlin gemeldet wird, haben bei den Wahlen
vom Geſamtlandtage in Oldenburg Land
bund und Deutſchnationale je 1, Deutſche Volkspartei 15,
Zentrum 11, Demokraten 7, Sozialdemokraten 10, Unab-
hängige 5 Sitze erhalten.

Das „Programm“ der Unabhängigen
(Eigener Drahtberichk.)

w. Berlin, 10. Juni.
Die „Freiheit“ ſchildert in ihrer heutigen Abendausgabe in

längerer Ausführung das Programm, mit dem die Unab
hängigen in den Wahlkampf gezogen ſind und teilen dann die
Bedingungen mit, die die Unabhängigen als Uebergangs-
maßnahmen ſofort erfüllt ſehen wollen. Dieſe
Uebergangsmaßnahmen wären:

1. Entwaffnung und Auflöſung aller
Formationen;
Aufhebung des Ausnahmezuſtandes, Frei-
laſſung aller verhafteten Kämpfer und
umfaſſende Amneſtie;
Beſtrafung aller an dem Kappſchen Umſturz beteiligten
Gegenrevolutionäre und der für das Hinmorden von revo-
lutionären Kämpfern Verantwortlichen;
Durchführung der Sozialiſierung und umfaſſenden
Kommunaliſierung;
Ueberführung des Großgrundbeſitzes
Tr in geſellſchaftliches Eigentum;
Sicherung der Lebensmittelverſorgung der ſtädtiſchen Ve
völkerung;
Ausbau der ſozialen Geſetzgebung;
Freundſchaftliche Beziehungen zu allen Völkern, Friede
mit Rußland, Erfüllung der ſich aus dem Friedensvertrag
ergebenden Verpflichtungen

Ein „goldenes Zeitalter“ winkt uns aus dieſen Wir
werden unter der Herrſchaft der „Mörder und Räuber“ (die Rote
Armee im Ruhrgebiet und ihre Schandtaten ſind noch unver-
geſſen), für die die Amneſtie gefordert wird, Zeiten entgegen
gehen, die wir uns nicht auszumalen wagen. Und was die So-
zialiſierung betrifft, ſo werden wir erſt ſehen, wenn wir ſie
haben, wie billig wir früher gelebt haben. Aber glücklicherweiſe
iſt dies alles nur ein Hirngeſpinſt blutroter Köpfe.

Ein engliſches Urteil zur Reichstagswahl
b. Amſterdam, 10. Juni.

zum Ergebnis der deutſchen

konterrevolutionären

und der großen

„Daily News“ ſchreibt
Reichstags wahlen-Die wirtſchaftliche Lage Deutſchlands war der
Mühlſtein am Halſe der bisherigen Regierung. Für dieſe Lage
tragen tatſächlich die Alliierten eine größere Verant-
wortung als die deutſche Regierung, aber dieſe mußte die
Folgen tragen. Das Blatt führt weiter aus: Selbſt wenn ſich
in Deutſchland hervorragende Staatsmänner fänden, würde dies
doch wenig helfen, wenn die Alliierten ihre in den leßten acht-
zehn Monaten verfolgte Politik fortſetzten. Jn dieſem Falle ſei
die Auflöſung Deutſchlands unvermeidlich. Eine
Nation, die nichts zu verlieren habe, könne es ſich leiſten, dem
Jmpuls der Verzweiflung nachzugeben.

Ein Aufſchub der Konferenz in Spaa könne es
wohl dem neuen deutſchen Miniſterium, falls ein ſolches zuſtande
komme, ermöglichen, die Lage zu klären, verlängere aber auch
die Zeit lähmender Ungewißheit, die an der Hof
nungsloſigkeit und Apathie der Deutſchen ſchuld ſei. Wenn die
Alliierten, ſagt das Blatt, in Spa unmögliche Forderungen
ſtellen, wie man ſie täglich aus Frankreich hört, wird jede
deutſche Regierung, die nichts als dies Wahlergebnis hinter ſich
hat, binnen einem Tage verſchwinden.

Weſtminſter Gazette“ ſchreibt: Die Begiehungen
gwiſchen den Alliierten und Deutſchland werden bald ſchwie
riger ſein als jfe. Das Bedürfnis nach ochter, weit
blickender Staatskunft wird noch größer ſein denn zuvor.
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g.Die neue preußiſche Verfaſſung
Von Dr. von Kries,

Vizepräſident der preußiſchen Landesverſammlung.
II.

Träger der Staatsgewalt iſt nach S 2 des Entwurfs der
neuen preußiſchen Verfaſſung die Geſamtheit des
Volkes. Dieſes ſoll ſeinen Willen über die Staats-
angelegenheiten aber nur durch den von ihm gewähltken
Landtag kundgeben 3), und es iſt von einer un
mittelbaren Beeinfluſſung der Staatsangelegenheiten aus-
geſchloſſen. Abweichend von der Reichsverfaſſung und den
Verfaſſungen Bayerns, Württembergs und Badens iſt von
Volksbegehren und Volksentſcheid in dem preußiſchen Ver
faſſungsentwurf keine Rede dieſe Konſtruktion bedeutet
zweimal bei Ablehnung eines Landespräſidenten und des
Zweikammerſyſtems die Diktatur der Parla-
mentsmehrheit in Reinkultur. Der einzelne
Staatsbürger darf alle vier Jahre einmal ſeinen Stimm-
zettel zücken: im Umbringen herrſcht die Parlamentsmehr-
heit unbeſchränkt und unangefochten. Es mag ohne
weiteres eingeräumt werden, daß wie in der Reichsver-
faſſung und den unerwähnten landesſtaatlichen Verfaſſun-
gen Volksbegehren und Volksentſcheid ausgeſchaltet ſind,
ihre praktiſche Bedeutung nicht zu hoch eingeſchätzt werden
kann, aber abgeſehen davon, daß man die Zahl derer, die
ſich zu einem Volksbegehren zuſammenfinden müſſen, nach
dem Muſter der ſchweizeriſchen Verfaſſung niedriger be-
meſſen könnte, als in der Reichsverfaſſung, bleiben Volks-
begehren und Volksentſcheid unter allen Umſtänden von Be-
deutung. Wenn Not am Mann iſt, in politiſchen Kreiſen,
werden auch die in der Reichsverfaſſung vorgeſehenen Vor-
ausſetzungen kein Hindernis gegen die praktiſche Durch-
führung des Volksbegehrens und Volksentſcheides bilden.
Das Volk kann nicht darauf verzichten, in ſeinen wichtigſten
Lebensfragen neben dem Parlament entſcheidend zu Worte
zu kommen. Ueber Einzelheiten wird man ſich verſtändigen
können. Zu weit darf man ſelbſtverſtändlich bei der Zu-
laſſung von Volksbegehren und Volksentſcheid nicht gehen,
wenn man das Staatsgetriebe nicht unter Umſtänden lahm-
legen will. Grundſätzlich notwendig bleiben aber Volks-
begehren und Volksentſcheid im demokratiſch regierten
Staate, um eine unerträgliche Parlamentsdiktatur zu ver-
hüten, und nach den Ergebniſſen der erſten Leſung iſt auch
nicht daran zu zweifeln, daß Volksbegehren und Volksent-
ſcheid in der preußiſchen Verfaſſung Aufnahme finden
werden.

Wie ſchon bemerkt, ſoll das Volk nach dem Verfaſſungs-
entwurf ſeinen Willen über Staatsangelegenheiten nur
durch den von ihm gewählten Landtag kund tun. Der
Landtag iſt der eigentliche Souverinär in Preußen. Er
beſchließt über die Geſetze und den Staatshaushalt, er ſtellt
die Grundſätze für die Verwaltung der Staatsangelegen-
heiten auf und überwacht deren Ausführung. Das Staats-
miniſterium, des Namens des Volkes die Regierung führt
(S 4) iſt vermöge des durch die Reichsverfaſſung auch
für Preußen angeordneten im S 37 des Verfaſſungsent-
wurfs feſtgelegten parlamentariſchen Regierungsſyſtems
und der Erxekutivausſchuß der Mehrheit des Landtages.
Das Recht der Auflöſung des Landtages. das der Regierung
zuſteht (8 10), und das auch durch die Einbringung
eines Mißtrauensvotums nicht beeinträchtigt wird, ſo lange
die früheſtens am zweiten Tage nach der Beſprechung zu-
läſſige Abſtimmung über den Antrag nicht ſtattgefunden
hat (F 37), wird praktiſch auf dem Papier ſtehen bleiben,
ſo lange die Mehrheit des Landtages zuſammenhält.

Der Landtag wird in allgemeiner, gleicher, unmittel-
barer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Ver-
hältniswahl gewählt 7). Das aktive Wahlrecht iſt
an die Vollendung des 20., das paſſive an die Vollendung
des 25. Lebensjahres geknüpft. Das ſchreiende Mißver-
hältnis, welches darin liegt, daß das Alter der bürgerlichen
Würdigkeit mit 21 Jahren höher feſtgeſetzt iſt, als das
Alter der Wahlfähigkeit, müßte eigentlich dahin führen,

wenigſtens hinſichtlich des aktiven Wahlrechts eine Korrek-
tur eintreten zu laſſen, deren Notwendigkeit auch für das
paſſive Wahlrecht immerhin diskutiert werden könnte. Es
ſcheint aber gegenüber der Regelung im Reichstagswahl-
geſetz völlig ausgeſchloſſen, daß dies erreicht werden könnte.

Ueber die Gültigkeit der Wahlen ſoll ein beim Landtag
nach Maßgabe eines beſonderen Geſetzes zu bildendes Wahl-
prüfungsgericht entſcheiden (S 8). Dieſem Wahlprüfungs-
gericht will man durch die Zuordnung an Oberverwaltungs
gerichtsorten den Schein richterlicher Unparteilichkeit ver-
leihen, die ihm tatſächlich nicht eigen iſt, weil die richter-
lichen Mitglieder gegenüber den zum Wahlprüfungsgericht
abzuordnenden Mitgliedern des Landtages ſich beſtim-
mungsgemäß in der Minderheit (2:3) befinden. Ob der
Verſuch, hier beſſernde Hand anzulegen, von Erfolg ſein
wird, bleibt abzuwarten.Die Segislaturveriode des Landtages ſoll, wie beim
Reichstag, 4 Jahre betragen 39). Nach Ablauf dar
Wahlperiode oder auch nach einer Ablöſung follen Neu
wahlen innerhalb 60 Tagen ſtattfinden, innerhalb weiterer
80 Tage 4 der Landtag ſpäteſtens, und zwar auf Berufung
des Präſidenten der letzten Tagung zuſammentreten. Jm
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übrigen ſoll der Landtag ſich in jedem Jahre am erſtenMittwoch des November verſammeln. Der Präſident muß

ihn früher berufen, wenn das Staatsminiſterium oder ein
e ger Mitglieder des Landtages es verlangt 11
und 12).

Den Schluß der Tagung und den Tag des Wieder
zuſammentritts beſtimmt der Landtag, der ſelbſtverſtändlich
auch im übrigen ſeine Angelegenheiten im Rahmen der
Verfaſſung ſelbſt ordnet. Der Landtag hat das Recht und
auf Antrag von einem Fünftel ſeiner Mitglieder die Plicht,
Unterſuchungsausſchüſſe einzuſetzen (8 60) und er beſtellt
zur Wahrung der Rechte der Volksvertretung gegenüber
der Regierung für die Zeit außerhalb der Tagung und
zwiſchen der Beendigung einer Wahlperiode oder der Auf
löſung des Landtages und dem Zuſammentritt des neuen
Landtages einen ſtändigen Ausſchuß.

Wenn auch das Recht, Geſetze anzuſchlagen, nicht nur
dem Landtage, ſondern auch der Regierung zuſteht (S 40),
ſo iſt doch der Landtag der eigentliche Geſetzgebende. Das
Staatsminiſterium iſt verpflichtet, die vom Landtag ord-
nungsmäßig beſchloſſenen Geſetze binnen Monatsfriſt zu
verkünden, wenn es nicht von dem Rechte, den Landtag auf
zulöſen, Gebtauch machen will (S 41).

Neuwahlen in Sachſen
b. Dresden, 10. Juni.

Auch die ſächſiſche Regterung tritt zurück. Von der
Volkskammer ſollen nur noch die dringendſten Geſchäfte
erledigt werden, ſo Verfaſſung, Wahlgeſetz, Staatshaus-
haltsplan und Gemeindeſteuergeſetz. Alsdann werden
Neuwahlen ausgeſchrieben werden, die ſpäteſtens im
September ſtattfinden werden. Ob das bisherige
Kabinett bis dahin noch die Geſchäfte führen oder ob ein
reines Geſchäftsminiſterium berufen werden wird, iſt im

noch unbeſtimmt, doch iſt das erſtere wahr-
ſcheinlich.

Die Regierungsbildung in Braunſchweig
Die Wahl der Regierung vertagt.

h. Braunſchweig, 10. Juni.
Jn der heutigen Sitzung der Landesverſammlung, in

der die Bildung der neuen Regierung auf der
Tagesordnung ſtand, wurde ein Antrag der Rechten, die
Wahl einer neuen Landesregierung ſolange auszuſetzen,
bis die Frage der Bildung der neuen Reichsregierung ge
klärt ſei, abgelehnt. Die Abſtimmung über einen Antrag
der Unabhängigen, die Regierung aus 3 Unabhängigen
und 2 Mehrheitsſozialiſten zu bilden, ergab die Be
ſchlußunfähigkeit des Hauſes. Es fehlte der
größte Teil der Fraktion des Landeswahlverbandes.
r e die Wahl der Regierung auf morgen
vertagt.

Die KRegierungsbildung in Bayern
b. München, 10. Juni.

Die Regierungsbildung in Bayern wird ſich weitaus
einfacher geſtalten als im Rejche. Die bisherige Koalition,
Bayeriſche Volkspartei, Bayeriſcher Bauernbund und
Deutſche Demokratiſche Partei, wird kaum beſtehen bleiben.
Jm demokratiſchen Lager wird man aus dem
Mißtrauensvotum, das das bayeriſche Volk durch den
Stimmzettel den Demokraten erteilt hat, die Schlußfolge-
rung ziehen und aus der Regierung ausſcheiden.
Daß die Demokraten ſich im Landtage in ſcharfe Oppo
ſitionsſtellung begeben werden, iſt völlig ausgeſchloſſen,
weil durch einen ſolchen Schritt dieſe Partei noch den letzten
Halt im bayeriſchen Volke verlieren würde. Die Mehr-
heitsſozialiſten werden wohl in der Oppoſition ver-
harren, ſo daß damit zu rechnen iſt, daß für die Regierungs
bildung in Bayern übrig bleiben: Bayeriſche Volkspartei,
Bayeriſcher Bauernbund, Deutſchnationale und Deutſche
Volkspartei. Nehmen wir dieſe Konſtellation als gegeben
an, ſo würde eine Regierung aus dieſen Parteien gebildet,
die ſich auf 96 Stimmen ſtützen können. Das wäre beinahe
eine Zweidrittelmehrheit. Der Bayeriſche Bauernbund wird
ſich der Regierungsbildung heute entziehen. Er hat, ſeit
dem er in der Regierung iſt, immerhin weſentliche Erfolge
auf geſetzgeberiſchem Gebiete erzielt. Die Frage nach den
neuen Männern der neuen bayeriſchen Regierung iſt zur-
zeit müßig, weil verfrüht. Die einen behaupten, daß die
Bayeriſche Volkspartei als Miniſterpräſidenten

wiederum Or. von Kahr vorſchlagen und daß überhaupt
die bisherige Regierung bleiben wird. Andere wollen
wiſſen, daß der neue bayeriſche Miniſterpräſident Dr. v.
Knilling heißen wird.

Gewaltakte in Schleswig
Jn Verbindung mit dem Streik in der erſten Zone

wegen der Kronenwährung' finden zahlreiche
Ausweiſungen von Deutſchen ſtatt, ſo beſonders aus
Apenrade, Tondern und Sonderburg. Diereichsdeutſchen Arbeiter werden teilweiſe unter den bru-
talſten Maßnahmen ausgewieſen. Von den Sonder-
burger Deutſchen, die dieſes Los ereilte, wurden ſogar
Fingerabdrücke genommen. Die nach Sonderburg Trans-
portierten wurden ſpäter auch aus der zweiten Zone aus-
gewieſen. Sogar die Familienangehörigen erfuhren das-
ſelbe Schickſal. Jhnen wurde angedroht, daß ſie bis Sonn
tag bei Vermeidung der Ausweiſung abzuziehen haben.

Vom 14. d. M. ab wird die Verfügung betreffend den
Paßzwang durch die erſte Zone nach Sylt über
Süderlügum für jeden Reiſenden auch auf dieſer
Linie durchgeführt. Die Päſſe werden in Flensburg
viſiert. Ein ſchriftlicher Antrag auf Erteilung des Viſums
genügt. Das Viſum koſtet 10 Mark. Jn der gegen
wärtigen Reiſeſaiſon wird das Publirum dieſe Maßnahme
a eine unnötige Erſchwerung der Reiſe auf-
nehmen.

Polniſche Sicherheitspolizei in Oberſchleſien?
Da ſich hartnäckig das Gerücht hielt, daß in Oberſchle-

ien die deutſche Sicherheitspolizei durch Polen erſetzt werden
oll, haben ſich die zuſtändigen Stellen nach dem Sachverhalt er-

kundigt. Die Franzoſen gaben auf eine Anfrage eine durcha.is
unklare Auskunft. Es beſteht daher zumindeſt die Möglichkeit
eines Erſetzens der deutſchen Sicherheitspolizei
durch die Polen. Gegen dieſe Maßnahme müßte auf das
entſchiedenſte Front gemacht werden.

b. Mähriſch-Oſtrau, 10. Juni.
Jn Karwin ſind außer 750 Jtalienern und 4 Kompagnien

Franzoſen für morgen weitere 4 Kompagnien franzöſiſche Trup
pen angemeldet.

Die italieniſche Kammer vertagt
b. Frankfurt a. M., 10. Juni.

Aus Rom wird gemeldet: Nach einer ſtürmiſchen Debatte,
in deren Verlauf es zu Schlägereien kam, iſt die Kammer
bis zur Löſung der Miniſterkriſe vertagt worden.

Eine Erklärung Lloyd Georges
b. Frankfurt a. M., 10. Juni.

Jm engliſchen Unterhauſe fragte ein Mitglied, ob auf der
Konferenz von Hhythe beſchloſſen worden ſei, im Falle bös-
willigen Verhaltens der Deutſchen die Beſetzung durch die
Alliierten auf weiteres deutſches Gebiet auszudehnen.
Lloyd George erwiderte, dieſe Frage ſei in Hythe nicht
erörtert worden. Die Politik der Alliierten, wie ſie in der Er
klärung von San Remo feſtgelegt worden ſei, habe ſich nicht
geändert.

Denkſchrift Kraſſins
b. London, 10. Juni.

Es verlautet, daß die Denkſchrift, die Kraſſin dem Aus-
ſchuß des Oberſten Wirtſchaftsrates unterbreitet hat, fol-
gendes enthält:

1. Einſtellung des Kriegszuſtandes als Vorbedingung
der Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen.

2. Einſtellung der Blockade.
3. Die Möglichkeit, wirtſchaftliche und kommerzielle

Beziehungen mit den Mächten, mit denen Rußland
im Kriegszuſtande lebt, anzuknüpfen. Ferner ſcharfe
Umſchreibung der Bedingungen für dieſe Wieder
aufnahme.

Die Bedingungen umfaſſen eine Handelsver-
tretung auf der Baſis der Gegenſeitigkeit,
ferner das Recht der Handelsvertreter, mit anderen Län
dern in geregelte Verbindung zu treten und die Zuſage,
daß die Fragen, welche mit dem künftigen Frieden im Zu-
ſammenhang ſtehen, durch die gegenwärtigen wirtſchaft-
lichen und finanziellen Operationen nicht beeinflußt wer-
den. Weiter die Wiederherſtellung der Freiheit zu Waſſer
und zu Lande. Schließlich gibt Kraſſin eine Aufſtellung

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

Von Max Treu- Halle.
4. Auguſt 1866.

Heute morgen gegen 8 Uhr, es war keine Schule, da
Ernteferien ſind, kommt plötzlich der kleine zehnjährige Karl
Hagen atemlos an mein Fenſter gelaufen, pocht mit beiden
Fäuſten gegen die Scheiben und ſchreit:

„Herr Lehrer, Herr Lehrer, kommen Sie ſchnell zum
Friedhof!“

Jch habe natürlich keine Ahnung, was der kleine Rufer
will, und frage:

„Was ſoll ich denn da? Was iſt denn los, daß du dich
ganz atemlos gelaufen haſt?“

Da ſchreit er wieder, und wie der ſchmetternde Klang
einer Kriegstrompete klingt ſeine Stimme:

„Kommen Sie ſchnell! Die Pollacken“, das iſt die Ge
ſamtbezeichnung, welche unſere Kinder für alle Fremden ge
hbrauchen, „die Polacken reißen die Friedhofsmauer ein und
reißen die Gräber aufl“
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Da hatte ich freilich im Nu Hut und Stock zur Hand,
und beflügelten Schrittes liefen wir beide, Karl und ich,
hinan zur Berglehne, wo der Friedhof liegt.

Da bot ſich meinen Blicken ein befremdliches Schau
ſpiel. Etwa zwanzig Arbeiter waren damit beſchäftigt, die
Umfaſſungsmauer niederzureißen, und hatten auf der einen
Seite, wo in unmittelbarer Nähe der Mauer die Bahn ent
langgeführt werden ſollte, ſchon eine grotze Breſche hinein
elegt. Eine Anzahl anderer Arbeiter aber war mitWtragen und Aufreißen von Grabhügeln beſchäftigt.

Mitten im Friedhof ſtand der Jngenieur Simai und
dem Werke der Schändung zu.wo r r h

S

„Was geht hier vor?“ fragte ich, während Karlchen
Hagen entſetzten Auges die Schändung betrachtete.

Er zwirbelte den Schnurrbart empor und entgegnete
leichthin, als handle es ſich um eine Bagatelle:

„Hier wird die Bahn gebaut!“
„Aber doch nicht über den Friedhof?“
„Das iſt meine Sache!“
„Jhr Vorgänger, Herr Vokol, hat uns verſichert, daß

i Frrete oberhalb des Friedhofs entlanggeführt werden
olle!“

„Das verurſacht große Mehrkoſten, die wir nicht tragen
wollen, und das Verſprechen meines Vorgängers verpflichtet
mich jedenfalls in keiner Weiſe!“

„Wollen Sie es wirklich verantworten, den Schlaf der
Toten zu ſtören?“

„Die Toten müſſen den Lebenden weichen, das iſt in
der ganzen Welt ſo! Warum ſollte es hier anders ſein?“

Es lag eine empörende Geringſchätzung und Miß-
achtung in der Art, wie er mit mir ſprach. Mir begann
allmählich das Blut ſchneller zu wallen.

„Sie haben der Gemeinde keinerlei Anzeige von Jhrem
Vorhaben gemacht!“ ſagte ich.

Er ſchüttelte den Kopf.
„Dazu bin ich ebenfalls nicht verpflichtet! Und die

beſte Art der Anzeige liegt doch wohl in dem begonnenen
Werk ſelbſt!“

„Aber der Gemeinde ſteht jedenfalls das Recht des
Einſpruchs zu, wenn man ihre geheiligten Stätten ent-
weihen will!“

Er zuckte leicht und gleichgültig die Achſeln.
„Die Gemeinde“, meinte er gleichmütig, „hat Zeit ge-

nug gehabt, Einſpruch z erheben. Der Plan iſt ihr doch
genügend bekannt geweſen

„Wir glaubten ihn auf Grund der Verſicherung des
Jngenieurz Vokol längſt aufgegeben und uns jedes weite
ren Einſpruches überhoben!“

Wieder auckte er die Achſeln.

der Waren, die in Rußland ein und ausgeführt werden
können.

Rückzug der Engländer in Perſien
b. Paris, 10. Juni

Der „Matin“ meldet aus London: Die Abendblät!er ver
öffentlichen ein Moskauer Radiotelegramm, das beſagt, daß in
der Nacht zum Sonnabend in Reſcht eine proviſorifRegierung gebildet wurde, die den revolutionären Fuhe
Mirza Kütſchüt zum Oberhaupt hat ferner wird beftätige,
daß die engliſchen Truppen ſich zurückge zogen haben, nach
dem ſie Reſcht kampflos räumtlen, weil die Hindutruppen ſich
weigerten, gegen die Revolutionäre zu kämpfen. Sir Donald
M. Lean fragte im Unterhauſe, ob die engliſche Regierung über
Mitteilungen verfügt, welche geſtatten. dieſe Gerüchte zu demen-
tieren. Bonnar Law antwortete, daß er keine diesbezüg
lichen Nachrichen hale, daß er aber von der Haltloſigkeit der Ge.
röchte überzeugt ſei. Er ſagte, dieſe Gerüchte beruhten wahr
ſcheinlich ouf der Tatſache, daß England vor einiger Zeit eine
kleine Garniſon von Reſcht zurüchgezogen hat, „um ſeine Jer.
pflichtungen im Orient ſo ſtark wie möglich einzuſchränken“
Eine gleichfalls ne unbeſtätigte Meldung des „Petit Pariſien“
beſfagt, daß in der Nacht zum 6. Juni in Perſien die „bolſche,
wiſtiſche Revolution“ ausgebrochen ſei.

Das Zentrum für die Koalition nach links
Der Gedanke baldiger Neuwahlen, an den man ſich in

der Regierung zunächſt geklammert hatte, um ihn alsbald
wieder fahren zu laſſen, ſcheint in den links gerichteten
Kreiſen des Zentrums doch noch weiter umzugehen,
Wenigſtens hat geſtern Herr Giesberts ſich in der
„Germania“ noch in dieſem Sinne geäußert. Dabei hat er
die Gelegenheit benutzt, auch die eventuelle Kombination
von Streſemann bis Scheidemann madig zu machen, indem
er, unter oſtentativem Heranrücken an die Mehrheits-
ſozialiſten, ausführte:

Der Kernpunkt und die Hauptſache einer ſolchen Kog-
litionsbildung müßte ein Regierungsprogramm bilden, deſſen
ſoziale und wirtſchaftliche Struktur es den Mehrheitsſozialiſten
wie auch den Arbeitervertretern in der Zentrumspartei ermög
lichen würde, die darauf aufbauende Politik mitzumachen. Es
erſcheint aber kaum denkbar, daß dieſes Ziel erreicht
werden wird. Es bliebe ſomit nur übrig nachdem Einigkeit
darüber beſteht, daß weder eine reine Rechts, noch eine reine
Linksregierung möglich iſt den gegenwärtigen Koalitions-
parteien ſo lange die Führung der Regierungs
geſchäfte zu überlaſſen, bis zum Herbſt durch Reu-
wahl das Volk erneut Gelegenheit erhält, mit etwas ruhigeren
Nerven und geklärterem Urteil über ſeine politiſchen Geſchicke
zu entſcheiden

Ob es nicht eine etwas kühne Hoffnung iſt, die Herr
Giesberts hier auf die Möglichkeit ſetzt, einfach die Minder-
heitskoalition in ihrer bisherigen Miſchung fortwurſteln
zu laſſen, wollen wir nicht entſcheiden. Jedenfalls würden
dadurch die Wahlausſichten der bisherigen Koali-
tionsparteien für den Herbſt kaum gebeſſert werden. Die
„Germania“ ſelbſt ſcheint denn auch nicht an ein derartiges
Proviſorium zu denken, ſondern tritt ziemlich deutlich für
einen Anſchluß nach links, für die weitere Beteiligung der
Mehrheitsſozialiſten ein. Sie ſchreibt:

Die Zentrumspartei hat zwar auch heute noch eine aus-
ſchlaggebende Stellung, aber ſie hat ſie nicht mehr allein.
Das Zünglein der volitiſchen Wage für die nächſte Zukunft ſind
wir vielleicht noch; doch gibt es nicht den Ausſchlag aus ſich
ſelbſt, ſondern muß dem entſcheidenden Drucke Rech-
nung tragen, den das überragende Stimmengewicht der Mehr-
heitsſozialiſten auf die Wagſchalen auszuüben vermag. Die
Zukunft unſeres Vaterlandes iſt nach wie vor in entſcheidendem
Maße in die Hand dieſer Partei gegeben. Aller Augen richten
ſich auf ſie.

Worauf dann angeſichts des Bedürfniſſes der Sozial
demokraten, endlich wieder in die Oppoſition zu gehen, das
anmutige kindliche Frageſpiel fortgeſetzt werden kann:
Wenn der Pott nun aber ein Loch hat?

b. München, 10. Juni.
Der deutſche Geſchäftsträger in Paris, Dr. Wilhelm

Mayer der zurzeit in München weilt und ſich unter den für die
Bayeriſche Volksportei gewählten Kandidaten befindet, gab den
Vertreter der ſchweizeriſchen T. J. über die durch die Wahlen ge-
ſchaffene politiſche Situation in Deutſchland folgende Mittei-
lungen:

Das vorläufige Ergebnis der Reichstagswahlen iſt, daß die
bisherigen Mehrheitsparteien, wenn ich von der Bahyeriſchen
Volkspartei abſehe, nur über eine Majorität von 2 Stimmen ver-
fügen werden. Es liegt auf der Hand, daß eine derartige Mehr
heit als genügende Grundlage für eine Regierungsbildung nicht
betrachtet werden kann. Andererſeits iſt die Bildung einer rein
bürgerlichen Mehrheit praktiſch kaum denkbar und aus politiſchen

„So wo das eben eine Täuſchung Jhrerſeits, die mich
jedenfalls nicht beſtimmen kann, die Arbeiten zu ſiſtieren!

„Dann werden ſie zwangsweiſe ſiſtiert werden!“ rief
ich außer mir.

Es blitzte in ſeinem Auge auf, aber er entgegnete
nichts, und nur um ſeine Lippen ſpielte ein böſer Zug.

Da lief ich mit fliegenden Schritten, ohne ihn zu
grüßen, zurück zum Dorf. Geradeswegs zu Reiner, der
von dem Vorgefallenen noch keine Ahnung hatte.

ſtürzte zur Tür hinaus in ein Nebenzimmer, wo Rau mit
dem Heften von Akten beſchäftigt war.

„Eilt ſofort zu den Gendarmen!“ befahl er ihm
„Sucht, wo ſie ſind Sie ſollen unverzüglich zum Friedhof
kommen und Gewehr und Schießbedarf mitbringen! Ihr
ſelbſt kommt ebenfalls in voller Ausrüſtung dorthin. Dann
ſchickt einen Boten zum Pfarer Mathias, es ſoll Sturm ge
läutet werden: man ſchändet unſere Toten!“

Ehe ich noch eine Silbe hinzuſetzen konnte, war g.
hinaus, ich hinter ihm drein, beide in atemloſem Lau
Der alte Rau aber trabte, ſo ſchnell ihn ſeine Füße trugen,
hinter uns her, um ſeinen Aufträgen nachzukommen d

Die Zeit, die wir gebraucht haben, um bis zum grun
hof zu gelangen, kann kaum nach Sekunden gezählt habe
Mir iſt für dieſe Augenblicke jedes Zeitmaß abhanden
kommen; ich weiß nur, daß wir plötzlich mitten auf

Friedhof vor Simai ſtanden. Stätte„Halt!“ rief Reiner mit Donnerſtimme über die n v
des Friedens hin. „Keinen Hammerſchlag kein Grab
weiter!“ Und nun wandte er ſich an den Jngevieur h

„Als Vorſteher der Gemeinde Beidenburg befehle
Jhnen, die Arbeiten einzuſtellen!“

Simai lachte.
„Mir hat niemand etwas zu befehlen!
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pinden bedenklich. Ich habe ſchon anläßlich meiner Wſinchener
ſoe vom 5. Juni aus inneren und äußeren politiſchen Gründen
ge möglichſt breite Regierungskoalition gewünſcht und bedaure,
n bereits im Wahlkampfe ausgeſprochen wurde, daß eine Par-
mit einer anderen in keine Regierungskoalition gehe. Jch
e die Hoffnung nicht auf, daß die Not wendigkeit der
gierungsbildung auf breiter Grundlage bei

rden

ver m demnächſt ſtaktfindenden Verhandlungen
x in pParteiführer als dringend anerkannt undſche er vaterländiſchen Notwendigkeit Parteirichtungen und Par
ührer einungen untergeordnet werden. Eine Mehrheit, an der ſo
tätigge l die Mebrheitsſozialiſten als auch die Deutſche Volkspartei
nach n dem Zentrum und den Demokraten vertreten wären, er

n ſich Sint mir als die wünſchenswerteſte Löſung. Im weiterenvonald auf. der Unterredung erklärte der Geſchäftsträger, daß er,
über n die Koalition, auf die er beſtimmt hoffe, nicht zuſtande
emen- ine ſehr trübe in die politiſche Zukunft Deutſchlands fehe.

dezug-

Nimmeyzerſplitterung durch Sonderliſten
wahr ſtändtt eine Allen verſtändigen Warnungen zum Trotz haben die be
Ver gugten Kreiſe oder Konventikel es nicht über ſich gewinnen
nken“ zanen, die Sonderliſten, die an allen Ecken und Enden des
riſien“ jeiche aufgetaucht waren, zurückzuziehen, Keine einzige dieſer
ſche gen hat auch nur einen einzigen Kandidaten durchzubringen

Nnocht. Bei einiger Kenntnis des Wahlrechts hätten die Auf-er dieſen gänzlichen Mißerfolg vorausſehen müſſen. Aber
e voffnung auf die Reichsliſte ſcheint ſie völlig verblendet zuinks pben, trotzdem doch ein Wahlſieg in einem einzelnen Kreiſe,

ſich t ſo das Zuſammenbringen von 60 000 Stimmen in einemich in Migen Wahlkreiſe überhaupt erſt die Vorausſetzung für die
lsbald menzählung für die Reichsliſte war. Manche der Sonder
hteten en haben ſo lächerlich geringe Stimmenzahlen aufgebracht,
gehen der Wenden in der ſächſiſchen Lauſitz beiſpielsweiſe noch
in der a 1600, daß den Veranſtaltern dieſes in ſo ernſter Zeit übel
hat er gebrachten politiſchen Scherzes wohl die Neigung zu ähn-
nation en Unternehmungen für künftig vergangen ſein wird,
indem Vſche Summe von Arbeit und Geldmitteln iſt da zweck- und
rheits- los vertan! Und wenn es das noch allein wäre! Aber es

in durch die Stimmenzerſplitterung, die eine ſolche Sonder
n Koa- e herbeigeführt hat, ſogar ein erheblicher Schade angerichtet

deſſen varden ſein. In welchem Umfange das tatſächlich geſchehen
ialiſt?n z läßt ſich erſt genau feſtſtellen, wenn alle Wahlergebnis
ermög Frechnungen abgeſchloſſen ſind. Höchſt wahrſcheinlich aber
en. Es rxerden die Sonderliſten der „Wirtſchaftlichen Vereinigung die
erreicht zhuld dafür tragen, daß der eine oder andere gute Mittel
inigkeit ſundevertreter nicht in den Reichstag einzieht. Jn manchen
e reine andesteilen, ſo in Pommern, haben dieſe Sonderliſten ja eine
litions- ute Ablehnung erfahren, weil die Handwerker und Gewerbe-
u n ge ebenden genau wiſſen, daß ihre Intereſſen in der Deutſch
h. Neu atonalen Volkspartei durchaus ihre Vertretung finden, ein
geren pſondertes Vorgehen der Mittelſtandsſchichten ſonach ſachlich
Veſchice rberechtigt und nur ſchädlich für ſie ſelbſt war. Jn Berlin

ind Teltow-Charlottenburg hingegen hat die „Wirtſchaftliche
e Herr gereinigung“ durch eine überaus lebhafte Reklame etwa 40 000
Kinder zimnmen auf ihre Liſte zuſammengebracht. Es ſind alſo 40 000
urſteln gänner und Frauen des Mittelſtandes durch dieſe Mache ihre
würden plitiſchen Einfluſſes beraubt worden; denn ihre Stimmen ſind
Koali- mit gänzlich unter den Tiſch gefallen. Und das, trotzdem

n. Die erſtandige Mittelſtandsleute vor ſolchem groben Unfug ein
artiges vinglich gewarnt hatten. Jetzt, nach dem Wahlausfall, ſieht
lich für n jeder ein, wie falſch es war, ſich durch Schlagworie von der
ing der ſotwendigkeit einer ſelbſtändigen Mittelſtandsvertretung ein-

ingen zu laſſen. tzt ſpricht man es auch offen aus, daß
ine aus inter der ganzen Mache Intereſſenten geſteckt haben, denen
klein. r eigener Vorteil höher ſtand als die vaterländiſche Not

rendigkeit. Die Haupttriebfeder in der „Wirtſchaftlichen Ver
znigung“ iſt nämlich ein Dr. Uderſtädt, Schriftleiter eines
Nittelſtandsblattes, der die Gelegenheit der Reichstagswahlen
benutzen wollte, um ſein wenig bekanntes Unternehmen r
eine breitere Grundlage zu ſtellen. Wie es ſcheint, hat er ſi
bei obendrein von Elementen mißbrauchen laſſen, die zwar
Geldmittel zur Agitation zur Verfügung ſtellten, aber alles
dere ſind, nur nicht aufrichtige Freunde des Mittelſtandes.
der Mittelſtand wird nach dem traurigen Ergebnis auch dieſer
P onderliſte wohl einſehen, wie gänzlich verfehlt ſolche Aktionen
ter den gegenwärtigen Verhältniſſen und wie dringend not-
vendig gerade um des Mittelſtandes willen das Zuſammen-
jalten des Bürgertums jetzt iſt

Herr Scheidemann „berichtigt“

w. Berlin, 10. Juni.
Der frühere Reichskanzler und jetzige Oberbürgermeiſter in

Zaſſel, Scheidemann, ſollte in der Stadtverordnetenverſammlung
ne Erörterung über die mutmaßliche Bildung der neuen Re
gerung mit der Bemerkung angeſchnitten haben, daß Deutſch
land ſpäteſtens in zwei Monaten eine neue Revolution haben
würde. Demgegenüber ſtellt Scheidemann der „B. Z.“ feſt, daß
t bon einer Revolution nicht geſprochen, ſondern lediglich in
äner ſtreng vertraulichen Sibung dem Optimismus eines
Nutſchnationalen gegenüber bemerkt habe, die Lage ſei troſt
a wir könnten in kurzer Zeit wieder einen Bürgerkrieg

len ge
Mittei

aß die
eriſchen

Die Beſetzung der neutralen Zone. Wir erfahren von zu
ndiger Stelle: Vom 10. Juni ab liegen in der 50 Kilometer-

me, wie von der Entente beſtimmt, nur noch 10 Bataillone,
Schadronen und 1 Batterie. Dieſe Verbände bilden einen

n deſſen Herabminderung auf 200 000
Das „Berliner Tageblatt“ über ſeine eigene Geſchmackloſig

i. Dem „Berliner Tageblatt“ iſt die Wut über den Wahl
räfall erſichtlich ſchl bekommen. Jn einer Polemik gegen

„Nationalliberale eſpondenz“, welche Goetles e
9auung als mit dem Programm der Deutſchen Volkspartei
bereinſtimmend bezeichnet hatte, ſchreibt das Berliner
t den wuchtigen Satz

r iſt geſchmacklos, h in allen e W
ien gehören, in eine Zu ildung unſeres endarteilebens einzugliedern.“ ß

„Seh, ſieh! Das iſt alſo jetzt, nach der Wahl, geſchmadlos?
um hat denn das Berliner Tageblatt“ mit dieſem Urteil
rücgehalten, als die wackeren Demokraten in der Provinz auf
bren Vahlplakaten alle großen Geiſter der deutſchen Vergangen-
t als parteimähige Demokraten für ihre Wahlmache in An
u nahmen? Und hat nicht noch jüngſt das „Berliner Tage-
z ſelbſt die beiden großen Judenhaſſer Kant und Fichte als
Amokraten“ und „Revublikaner“ für ſeine Parteizwecke miß-
aucht? Wo aber ſtand neulich zu leſen, daß Schiller, Uhland,
z alle guten Namen der Lite chichte Demokraten ge

e Pyr Jm „Ulk“, der et des er Tageblatts“.
e war geſchmacklos, vere Tage zumal gegen
er Nännern wie Schiller und Uhand, deren hergzhafte Aeuße

en über das Judentum in der Politik das „Berliner Tage
t im Jntereſſe des „konfeſſionellen“ Friedens wohl beſſer

in den Kampf der „Zufallsbildungen unſeres heutigen
Jerteilebens“ ziehen ſollte.
„Sozialdemokratiſcher ParteiMilitarismus. Jn welcher
Seſe verſucht wird, die Einwohnerwehr zu einer ſogialdemo
tſchen Prätorianergarde zu machen, zeigte die folgende uns

Lerfügung geſtellte Beſcheini n Heide in Holſtein:

en nnerwe en g eronalen iſt. Dor Vorſitzende der
Heide gen Holtort.“merwe

Halle und Amgebung
Halle- 10. Juni.

Aus dem Haushaltsausſchuß
Eine Millivn für Betriebseinrichtungen des ſtädtiſchen Gas und

Waſſerwerkes 33 Büroräume im ſtädtiſchen Leihamt.

Die vom Reich erhobene Gebühr für die Telephon-
an ſchlüſſe verurſacht der Stadt eine Ausgaabe von 156 000
Mark, die aus dem Subſtanzgelderfonds bewilligt wurden. Das
Ortsſtatut für Krankenfürſorge erfährt inſofern
eine Abänderung, als für die ſtädtiſchen Beamten, Lehrer und
Lehrerinnen bis zu einem Gehaltſatz von 15 000 Mk. ſtatt wie
bisher von 5000 Mk. die Fürſorge der Stadt einzutreten hat. Es
wird ihnen im Krankheitsfall ihr Dienſteinkommen für 26 Wochen
weitergezahlt. Die ſtädtiſchen Steuererheber und Vollziehungs
beamten haben inſofern einen Ausfall bei ihren Bezügen gehabt,
als bei Nachveranlagten, beſonders bei Kriegsteilnehmern, ihnen
zur Pflicht gemacht wurde, ohne alle Härten vorzugehen und
Zwangsvollſtreckungen nach Möglichkeit zu vermeiden. Dieſer
Ausfall ſoll ihnen jetzt erſetzt werden. Jn Betracht kommen
28 Beamte, denen je 500 Mk., und 83 Aushilfen, denen je 800 Mk.
bewilligt wurden. Der Verein der Mittelſchullehrer
hatte der Stoderordnetenverſammlung ein Geſuch vorgelegt, den
Mittelſchullehrern die Unterſchiedsbeträge aus den Jahren 1917
und 1918, um die ſie ſich ſchlechter ſtanden als die Volksſchul-
lehrer, nachzuzahlen. Wenngleich nicht verkannt wurde, daß eine
Schädigung in dieſen Jahren tatſächlich eingetreten ſei, ſo konnte
ſich der Haushaltsausſchuß doch nicht entſchließen, für dieſe zurück
liegende Zeit eine Nachbewilligung auszuſprechen.

Jm September 1919 hatte die Stadt die Selbſtver-
ſicherung für die Einwohnerwehr beſchloſſen. Jn-
zwiſchen hat die Zentrale der Einwohnerwehr eine Verſicherung
mit einer Verſicherungsgeſellſchaft abgeſchloſſen, und der Magiſtrat
empfiehlt den Anſchluß an dieſe Verſicherung. Die Jahreskoſten
belaufen ſich auf 4000 Mk. Der Ausſchuß gab ſeine Zuſtimmung.

Die Cholerabaracke am Böllberger Weg iſt dem
Jugendamt zur Verfügung geſtellt; um es für deſſen Zwecke nutz-
bar zu machen, ſind einige Jnſtandſetzungsarbeiten nötig, die ſich
auf insgeſamt 10 000 Mk. belaufen. Der Betrag wurde bewilligt,
die Summe wird dem Kapitel XXIV 14 entnommen. Einem
Landaustauſch am Lehmannſchen Grundſtück an der Saale wurde
zugeſtimmt. Die Stadt übernimmt eine kleine Parzelle und gibt
ca. 650 Quadratmeter an Lehmann zum Preiſe von 18,76 Mk. je
Quadratmeter ab.

Zur Sicherung des Betriebes und der Wirtſchaftlichkeit im
ſtädtiſchen Gaswerk wurden insgeſamt 550 000 Mk. be
willigt. Es handelt ſich hierbei um die Beſchaffung eines ſelbſt
tätigen Gasdruckreglers, eines neuen Koksaufzuges, einer Wage
für Laſtautomobile und Fuhrwerke, eines Keſſelſpeiſewaſſer-
meſſers und von Reſerveteilen für die Waſſergasanlage. Ferner
ſollen die Fernzünder, die die Stodt bisher leihweiſe in Betrieb
hatte, käuflich übernommen werden. 506 000 Mk. ſollen auf An
leihe, 44 000 Mk. aus laufenden Mitteln genommen werden.
Eine annähernd ebenſo große Summe wurde für Betriebsein-
richtungen für das Waſſerwerk bewilligt. Hierbei handelt

werk I, um die Beſchaffung von Ueberlaufrinnen, von 600 Waſſer
meſſern und um den Einbau eines Verteilungstopfes. Für eine
von der Verwaltung anzulegende Kartothek wurden 18 000 Mk.
aus laufenden Mitteln bewilligt, 482 000 Mk. ſollen auf Anleihe
übernommen werden. Neuanſchaffungen und Aenderungen im
Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt erfordern 4500 Mk. ſie
wurden bewilligt. Für die Vergitterung der Kellerfenſter im
Alters- und Pflegeheim wurden 10 000 Mk., für den Ausbau der
Kellerräume, die zur Lagerung von Wäſche brauchbar gemacht
werden ſollen, wurden 15 000 Mk. bewilligt.

Da das Leihamt ſeine Räume für ſeine Zwecke nicht mehr
voll ausnutzen kann, beſtand der Plan, im Leihamt 13 Wohnungen
einzurichten. Man hat dieſen Plan aber aufgegeben und will
dafür 33 Büroräume in das Leihamt verlegen.
Jn Frage kommen vielleicht die Räume des Rechnungsreviſions-
büros, des Wohnungsamt?s, des Arbeitsamtes oder der Schulver-
waltung. Der Umbau im Leihamt erfordert eine Summe von
115 000 Mk. Die in den übrigen Büros freiwerdenden Räume
ſollen dann für Wohnungszwecke nutzbar gemacht werden.

Dem Prof. Roux, dem Vater der Entwicklungsmechanik,
ſind ſeitens des Magiſtrats zu ſeinem 70. Geburtstag 10 000 Mk.
übermittelt zur Förderung ſeiner wiſſenſchaftlichen Arbeiten. Der
Haushaltsausſchuß trat dieſem Beſchluß einſtimmig bei.
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Die Amtsperiode des Stadtrats Frenzel, Dezernenten der
Baupolizei, iſt abgelaufen. Vom Ausſchuß für Stadtratswahlen
wurde ſeine Wiederwahl empfohlen.

Stadtrat Wurm, der mehrere Jahre hinduvh in der ſtädti
ſchen Verwaltung tätig geweſen iſt, wurde zum Erſten Bür-
germeiſter von Wittenberg (Bezirk Halle) ernannt. Er
wird demnächſt dorthin überſiedeln und ſein neues Amt an-
treten.

Kohlen und Holz
Die kohlen wirtſchaftliche Lage dürfte nach den faſt täglich

erſcheinenden Berichten in den Tageszeitungen hinreichend be-
kannt ſein. Nicht unbedeutende Einſchränkungen in der Kohlen-
verſorgung und hohe Preiſe für Kohlen ſind auch in
Zukunft nicht aus der Welt zu ſchaffen. Die Stadt
gemeinde hat nun größere Brennholzbeſtände am Lager, aus
welchen durch die Ortskohlenſtelle jede Menge entnommen
werden kann, ſo daß alle Verbraucher Gelegenheit zur Be
ſchaffung von verbilligten Brenn materialien haben.

Die Abgabe von Brennholz, gut trockene Qualität, erfolgt
zu folgenden Preiſen: ab ſtädtiſches Lager (Hafen): 1 Zentner
ungeſchnitten 11,60 Mk., 1 Zentner geſchnitten 12 Mk., 1 Zentner
geſpalten 12,50 Mk. Bei Abnahme von 20 und mehr Zentnern
bis zu 50 Pfg. pro Zentner Ermäßigung. Für Anfuhr und Ab-
laden des Brennholzes in Mengen von 5 Ztr. und mehr wird
der Betrag bis zu 1,50 Mk. per Zentner berechnet.

Knüppelholz an zentnerweiſe Bezieher für 1 Zentner 8 Mk.,
Bündelholz, ofenfertig, das Bund 2,50 Mk. Den Verbrauchern
kann nur immer wieder empfohlen werden, die zugeteilten
Kohlen möglichſt für den Winter aufzuſparen und während der
Sommermonate den Feuerungsbedarf ausſchließlich durch
Brennholz zu decken, um ſo mehr, da eine Steigerung der Be

ſchaffungskoſten für beide Brennſtoffarten mit Sicherheit an
iſt. Die Holzbeſtellungen über 5 Ztr, und mehr zur

r Haus ſind an die Ortskohlenſtelle, Zimmer la,
mündlich ſchriftlich zu richten.

Weiter werden abgegeben: Baumpfähle, 2 Meter lang, gu

e e genahrt.n e h un che Johanni1 Meter lang

es ſich um die Erweiterung des Kohlenlagerplatzes am Pump-

10
lang das Stück

80 Pfg, 2 Meter lang das Stück 1 Mk.; Vohnenſtangen, unge-

das Stück 40 Pfg., I. W Meter das Stück 50 Pfg.
Meter lang das Stück 60 Pfg., 1,75 Meter

2 Meter lang, das Stück 655 Pfg, Zaun oder Staket-
hölzer, 1,50 Meter lang, das Stück 1,80 Mk., 2 Meter lang, das
Stück 2,20 Mk., Sägeſpäne per Zentner 2,50 Mk.

Für die Selbſtabholer erfolgt der Verkauf im Lager Hafen,
ür Bündelholz außerdem in der ſtädt. Verkaufsſtelle, SeebenerStraße 62, und in der Zrigtohienſtege, Markt 22, Zimmer 1 a.

Linden und Roſen blühen! Die alten breitäſtigen Kaſta-
nien am Saaleufer am Fuße von Lehmanns Felſen haben vor
wenigen Jahren jungen Linden weichen müſſen. Dieſe ſind all-
mählich herangewachſen und gewähren bereits einen angenehmen
Schutz gegen die ſengenden Strahlen der Juniſonne. Und es
entſtrömt ihnen zurzeit ein ſchwerer betäubender Duft, und der
laue Abendwind trägt den Duft der Lindenblüten über die von
zahlreichen Vooten bedeckte Saale hinüber zur Peißnitz, trägt ihn
ſtromabwärts nach dem Amtsgarten, wo er ſich vereint mit dem
lieblichen Dufte der Roſen, die hier, beſonders im ſogenannten
Roſarium, in verſchwenderiſcher Pracht und Fülle, in allen Far
ben und Arten blühen. Gar manche Roſe iſt bereits wied r ver
welkt und mahnt daran, daß die Zeit unaufhaltſam weiter
ſchreitet, daß die Tage der Roſen mählich ihrem Ende zuneigen,
daß die Erntezeit heraufzieht.

Vertreter der höheren Beamten kamen am Mittwoch abend
in der Aula des Reformrealghmnaſiums zuſammen, um Stellung
zu nehmen zur Gründung einer Ortsgruppe des Bun
des höherer Beamten. Mit Rückſicht auf d üngſten
Vorkommniſſe im Deutſchen Beamtenbund fand die regung
allgemeine Zuſtimmung.

Die Vereinigung ehemaliger Angehöriger des Landwehr-
Jnfanterie-Regts. 36 hat am Montag, den 14. Juni, im „Schu't

ſchält,

heiß“, Poſtſtraße 5, abends um 7 Uhr ihren Zuſammenkunfts-
ebend. Alle ehemaligen 36er vom Landw.Jnf.-Regt. 36 ſind
dazu herzlich willkommen. Auskunft erteilt Kamerad Kaſpar,
Halle, Landesheilanſtalt.

Miſſionsverſammlung. Am Sonntag abend um 834 Uhr
wird Geh. Konſiſtorialrat Profeſſor D. Haußleiter in der
Stadtmiſſion, Weidenplan 4, eine Miſſionsverſammlung halten
vno über das Thema ſprechen: „Die Belebung des Miſſions-
ſinnes in der Heimat“. Nachmittags 434 Uhr findet in der Heide,
in der Nähe des „Waldkaters“, bei günſtiger Witterung ein
Waldgottesdienſt ſtatt.

FSamilien- Nachrichten
Vermählung: Georg Krume und Mela Martin.
Todesfälle: Am 9. Juni ſtud. chem. Martin Hahn im 20.

Lebensjahre. Am 8. Juni Lydia Nachtigall geb. Töpfer
im 89. Lebensjahre. Am 9. Juni Thereſe Kreidner geb.
Rehbaum im 69. Lebensjahre. Am 9. Juni Anna Burk
hardt geb. Hartmann. Am 9. Juni Klara Fren zel im 28.
Lebensjahre.

„H. 5.“ Sportberichte
222 Nennungen für den Halleſchen Renntag

Wie uns ſoeben mitgeteilt wicd, haben die weiteren 6 Num-
mern des am 11. Juli ſtattfindenden Pferderennens 136 Unter-
ſchriften gebracht, ſo daß zu unſerem erſten in Halle ſtattfinden
den Renntage im ganzen 222 Nennungen vorliegen.

Gemeldet wurden für:

1. Eröffnungsrennen 28 Pferde
2. Jüngerrennen 73. Sachſen-Weimar Jagdrennen 25
4. Thuringia-Jagdrennen- Ausgleich 81

b. TeichJagdrennen 806. Sommer Ausgleich 556
7. Preis von Torgau 88i

Rennen zu Karlshorſt
1. Birken-Jagdrennen. 1. Freilauf (Herr v. Pelzer), 2. Rhein

preußen, 3. Alerich. Toto: 31, 11, 11. Ferner liefen: Furchtlos,
Strolch, Trompeter, Jasjolda. 2. Nelken-Hürden-Rennen.
1. Minorka, 2. Berber, 3. Jrrtum. Toto: 227, 24, 18, 12. 77
ner liefen: Figaro, Der Schleſier, Erbſchleicher, Schneeb ill,
Steinnekle, Nida. 3. Vergißmeinnicht-Mennen. 1. Quertreiber
Jzmenyi), 2. Spreewald, 3. Mimimax. Toto: 22, 13, 15. Ferner
liefen: Macdonius, Deckung, Das Pupperchen. 4. Grunewalb-
Jagdrennen. 1. Kitty (Herr v. Herder), 2. Geheimtip, 3. Harem.
Toto: 89, 14, 19, 20. Ferner liefen: Laubfroſch, Penedur, M.G.,
Me-chow, Wetterſcheide. 5. Ausgleich der Vierjährigen.
1. Fuſtanella (Lewicki), 2. Lallo, 3. Steinberger. Toto: 30, 18,
18, 19. Ferner liefen: Finis, Elfchen, Algebra, Helopia.
6. Märkiſches Jagdrennen. 1. Hunding (Jzmenyi), 2. Favoritin,
3. Moskali. Toto: 22, 15, 34. Ferner liefen: Feldherr, Durch
bruch, Landdraht. 7. Calvello-Preis. 1. Knecht Rupprecht
(Wurſt), 2. Ophelia, 3. Vierzehnte. Toto: 89, 10, 10, 11. Fer-
77 liefen: Oſtmark II, Sankt Martin, Rotbart, Komteſſe

aroni.

Großes Saaleſchwimmen
Andere Städte haben alljährlich ihr Schwimmen: Quer

f durch und erzielen damit große Erfolge zum Nutzen der
Schwimmerei und damit zum Segen der Volksgeſundheit.
„Quer durch Halle“ kann man nicht ſchwimmen. Dafür hat
unſere Stadt den Vorzug, eine einzigartige Uferſtraße zu be-
ſitzen, die es dem Publikum geſtattet, ſchwimmſportliche Vor
führungen zu ſchauen, für die den Sportlern juſt der ſchönſte
Teil der Saale zur Verfügung ſteht. Darum werden am Sonn-
tag Tauſende nach der Saale wandern, um ſich das Gauwett-
ſchwimmen über die lange Strecke mit gnzuſehen. Wie ſchon
mitgeteilt, erfolgt der Start an der Peißhitzbrücke pünktlich um

8 Uhr. Das Ziel liegt kurz vor der Saalſchloßbrauerei. Die
Wettkämpfe werden in zwei Läufen ausgefochten. Zuerſt
ſtarten die Damen und die Jugend. Jm andern Lauf ſind
Junioren und Senioren vereinigt. Unmittelbar darauf gehen
die Fahrtenſchwimmer zu Waſſer; das ſind Damen und Herren
die durch Zurücklegen der Strecke das Fahrtenſchwimmer-
Zeugnis erwerben wollen. Zu dem Wettkampf ſind 50 Damen
und Herren gemeldet. Wenn ſich auch unter den Gemeldeten
bekannte Namen befinden, ſo wäre es doch müßig, dem oder
jen ſchon den Sieg zuſprechen zu wollen. Nur ſoviel ſei geſagt,
jenen ſchon den Sieg zuſprechen zu wollen. Nur ſoviel ſei geſagt,
Halleſche Schwimmverein von 1902 der Veranſtalter des
Feſtes hat bewährte Kräfte gemeldet, die ihre Farben mit
Ehren verteidigen werden. Die Schwimmart für derartig
lange Strecken iſt beliebig. Außer dem deutſchen Bruſtſchwimmen
wird in der Hauptſache Handüberhand geſchwommen werden,
Schon um die ca. 2000 Meter lange Strecke überhaupt zu
ſchwimmen, ſind Kraft und Ausdauer notwendig, die nur durch
fleißiges Ueben erlangt werden können. Der Wettkampf jedoch
erfordert Sportleute, die auf der Höhe ihres Könnens ſtehen.

c

Ein außerordentlicher Rugbytag wird für den 20. Juni
nach Hannover einberufen. Die Tagesordnung weiſt u. g.
Antrag auf Klärung der Unſtimmigkeiten im Vorſtande des
D. R. F. V., Reichsausſ“ ußangelegenheiten,
Geldmitteln für das im September im Deutſ.
findende Pravaoanboiviel auf.

Bewilligung von
chen Stadior ſtatt

e

e
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Weltkriſenſtimmung
Was ſeit Monaten zu erwarten war, das e Schwankenam Weltmarkt, beginnt. Das Mißverhältnis: v gonſon als

Produktion, iſt durch alle Machtmittel eines vertruſteten Welt
tapitalismus nicht mehr in ſeinen Wirkungen aufzuhalten. Nach
dem man die Kriſe der Kriegskonjunktur durch eine Waffenſtill-
ſtandskonjunktur überbrückte und die neue Kriſenzuckung mit der
Valuta und Revolutionskonjunktur zur Ruhe brachte, kann
die internationale Finanz den Markt nunmehr
nicht mehr halten.

Es iſt nur bedingt richtig, daß Japan den Anſtoß zu der
Kurvenbewegung gab. Entſcheidend ſind die Vereinigten
Staaten von Amecika mit ihrer Ueberproduktion viel zuteurer Fertigware und ihrem induſtriellen Ge doedürfniſſe.
Aſien muß ſtark bei der heutigen Stimmung in Rechnung geſtellt
werden, aber in einem anderen Zuſammenhang. Der japa-
niſhe Vörſenkra ch drückt Japans Produktivkraft ſchwer
herab. Man hat ſicherlich allen Grund, die Einzelheiten der
Reutermeldungen uit Abſtrichen zu verſehen. Daß die Bank
von Yokohama ihre Tätigkeit einſtellte, wird ſeine Richtigkeit
haben, aber die Bank von Hokohama iſt kein entſcheidendes
Finanzinſtitut. Träger des japaniſchen Finangzlebens ſind die
Bank von Japan mit einem Kapital von 60 Millionen Yen (1917),
die Hypothekenbank mit 45 Millionen Yen Kapital, die Agracr
bank mit 49 Millionen Yen Kapital, die Jnduſtriebank mit 100
Millionen Yen Kapital, die Yokohama Specie-Bank mit eben-
falls 100 Millionen Yen Kapital, die Bank von Korea mit 15 Mil-
lionen Hen Kapital, die Vank von Formoſa mit 90 Millionen Yen
Kapital. Die Preisabſchläge auf dem japaniſchen Markte bis zu
75 Prozent, die Kursrückgänge bis zu 50 Prozent entſprechen
zumeiſt wohl auch den Tatſachen. Das wäre an ſich alles noch
nicht ſo bedenklich, wenn Japan nicht ſeit 1918 gegen die Kriſe
bereits ankämpfte. Es wird auch immer wieder vergeſſen, daß
Japan zum erſten Male 1916 fertig war. Nur die Be
ſtellungen der Entente haben Japan damals
gehalten. Als der Waffenſtillſtand kam, zeigte ſich die
Scheingeſundung ſofort. Japan iſt leider nicht von einem plötz
lichen Konjunkturzuſammenbruche erfaßt, es iſt ſeit Jahr
und Tag tatſächlich ſchwer krank. Japan hatte im
Oktober 1919 ſchon ſeine paſſive Handelsbilang und ſo wichtige
Jnduſtrien wie die Zündholzinduſtrie, die Kautſchukinduſtrie, von
der ganz Formoſa lebt, waren im Februar 1919 ſchon zuſammen-
gebrochen. Die Metallinduſtrie, die Hoffnung Japans, kämpfte
ſchwer, die Farbeninduſtrie, die auf Export nach Südafrika groß
zügig eingeſtellt war, hatte Preisabſtriche bis zu 60 Prozent im
Februar 1919 und wurde produktionsunfähig. Für den Welt-
markt aber ſollte der produktive Fleiß Chinas erſetzen, was man
in Europa wohlbedacht zerſchlug. Mit Rußlands Pro
duktion hatte man auch gerechnet, und auch hier ſteht man
vor dem Trümmerfelde menſchlicher induſtrieller Leiſtungskraft.
Seit Japan, China und Rußland als Weltmarktlieferanten, als
ſo bedenklich unſichere Faktoren auftreten, beginnt England
ein human bereites Wort für Deutſchlands Wieder
aufbau einzulegen, denn wie der Balkan und die neue Bal
kaniſterung produktiv wirken, iſt ja erſichtlich. Polen macht
Schulden und kämpft, Serbien, Bulgarien und Rumänien hun-
gern, in Vorderaſien zerſchlägt Raſſenhaß und Unkultur den Reſt

was noch blieb. Frankreich hatte von Syrien manches
erhofft!

In den Vereinigten Staaten hat man den eigenen
Verdienſt über- und die Valutakrankheit unterſchätzt.
Amerika hat heute eine glänzende Handelsflotte, einen muſter-
gültig ausgebauten Apparat des Außenhandelsdienſtes, es hat
im Prinzipe den Weltmarkt erobert und iſt vollgeſtopft mit
Waren bis eben bis zur Kriſe. Die Welt kann nicht
zahlen und Amerika muß umſetzen. Es muß umſetzen, denn
es kann nicht abbauen. Soweit eim Abbau eintreten konnte,
chne eine Wirtſchaftsgeföhrdung herbeizuführen, iſt bereits ab
gebaut. Eine Verbilligung der Produktion iſt vor der Hand un
möglich. Nordamerika hat eine Produktionsbelaſtung erfahren,
gegen die die deutſche Belaſtung ein Kinderſpiel iſt. Die
amerikaniſchen Löhne haben eine beiſpielloſfe
Höhe erreicht. Und zwar erfolgen dieſe Steigerungen en
einer ſinnloſen Weiſe gerade in den letzten Monaten, ja Wochen.
Ein gelernter Metallarbeiter hatte im Frieden einen Durch-
ſchittsverdienſt von 0,38 Dollar, Ende 1919 einen ſolchen von
0,76 Dollar, heute verlangt der ungelernte Metallarbeiter
2,50 Dollar in der Stunde. Zu den Preisforderungen der Ar
beiter geſellt ſich das ganze Verhalten der Arbeitshand zur Pro
duktion. Gewiß, es wird in Amerika in den 8 Stunden mehr
m der als bei uns in Deutſchland, aber während in Deutſch
and Unternehmertum und Arbeiterſchaft einander entgegen
kommen, ſtehen ſich in Amerika zwei Kampfgruppen gegenüber.
Die Unternehmer ſind auf das ſchärfſte organiſiert, und ſie haben
merkwürdigerweiſe das Pringzip, einander treu in dem Shyſtem
vbeizuſteben, die Arbeiter durch ungehaltene Verſprechungen zu
narren. Man kann in Amerika die ernſteſten Zuſammenſtöße
erwarten, zumal die ſinkende Konjunktur die Arbeitsloſigkeit an
ſteigen läßt, vermehrt durch eine Rückwanderungs-
bewegung. Die Arbeitgeber ſuchen durch die Anwendung der
Ausnutzung der Arbeitskraft zu ſparen; die amerikaniſchen Ar-
beiter antworten hierauf heute ſchon mit geminderter Arbeits
kraft.

Während jede produktive Leiſtung ſtark vbelaſtet iſt, die allge
weine Teuerung von Rohſtoff und Fertigfabrikat iſt in Amerika
ja auch vorhanden, beginnen die Preiſe zu wanken. Die Ware
muß an den Markt. Vaumwolle, Zucker, Mais ſind im Klein
verkauf bereits um 25—-40 Prozent geſunken, die Preiſe für
Schuhwerk und Wäſche ſanken um 20 Prozent. Rohſtoffe auf
dem Montanmarkte gingen 15——-18 Prozent zurück mit allerdingsnur vorübergehender Terdenz. Die Preisſchwankung hat auf

den ganzen Weltmarkt übergegriffen. Die in
Japan um 50 Prozent geſunkene Seide, die geſunkene ägyptiſſhe
Vaumwolle vereinigen ſich zu einer Bewegung, der ſich der Welt
mackt nicht zu entziehen vermag. Der eingetretene Preis
ſturz iſt im weſentlichen ein Valutaſturz und ein Kon
junkturſturz. Die Lage der Dinge iſt doch die, daß nicht
ein datſächliches Ueberangebot, ſondern ein künſtliches
Ueberangebot vorhanden iſt. Staaten laſſen ihre Bevölke-
rung hungern und ſchlecht kleiden, weil die Zahlungs
kraft am Erlöſchen iſt. Staaten, die ſich produktiv über
nommen haben, wie Japan, oder die unter der Steigerung aller
ökor omiſchen Regeln produgiert haben, wie Nordamerika, müſſen
Woren auf den Markt ſchleudern, ohne daß Weltvorräte vorhan
den ſind. Die Lage iſt unſtreitig ſehr ernſt, denn wenn es nicht
gelingt, eine Preisbaſis auf mittlerer Linie zu finden, gehen
Finanzwerte in der Weltwirtſchaft verloren, vie
heute zu dem Weltaufbau dringend notwendig
ſind. Es kann ſich auch die ſehr üble Solge ergeben, daß wir
einen Verluſt der mittleren Großkapitalien erleben die
kleinen ehemaligen Großkapitaliſten rechnen heute ſchon nicht
mehr und daß dann die Herrſchaft eines unge
re regierenden dertruſteten Milliarden-apitalizmus über die Welt hereinbricht, vie

un erſt die don ſhm Frau Preiſe bringt. Preiſe eineran aller im Kriege erkegenen
tagaten. Es gibt heute in den Vereinigten Staaten ſchon

we die eingetretene Kriſe den Zeilen mite n e n t

Seldmarkt und Banken
Vom rheiniſch weſtfäliſchen Wertpapiermarkte. Nachdem dus

Entlaſtungsbedürfnis der berufsmäßigen Unternehmung br-
endet war, vollzog ſich im Anſchluß an die Feſtigkeit der großen
Börſen auch am heimiſchen Markte ein Stimmungsumſchwung.
Die ſtark geworfenen Kurſe konnten unvermittelt nennensewrte
Steigerungen erzielen und der erhöhte Kursſtand behauptete ſich
leicht, trotz der durch die Wahlen hervorgerufenen politiſchen
Nervoſität. Man hält hier an der Auffaſſung feſt, daß es allem
Widerſtand zum Trotz doch gelingen wird, eine tragfähige Re
gierung zu bilden, und da ungünſtige wirtſchaftliche Nachrichten
in der letzten Woche ausblieben, beteiligte ſich auch das Publikum
wieder lebhafter an den Vorgängen des Marktes. Zahlreiche
Meinungskäufe bewirkten dann in den letzten Tagen ein weite
res Anziehen vieler Kurſe. Am Kohlenmarkte regte die
Nachricht von einem bevorſtehenden Verkauf der Gewerkſchaft ver.
Conſtantin der Große nicht nur dieſe felbſt, ſondern auch darüber
hinaus die meiſten übrigen Werte an. Conſtantin der Große
verbeſſerten ihren Kurs von 110 000 bis 140 000 Mk., ſchwächten
ſich aber im weiteren Verlauf wieder etwas ab. Lebhafter um
geſetzt wurden König Ludwig, Helene u. Amalie, Lothringen,
Largenbrahm und Fröhliche Morgenſonne, während das größte
Intereſſe ſich, auf Adler bei Kupferdreh, Trier und Moers Kuxe
vereinigte, die in erheblichen Mengen zu anziehenden Preiſen

kauft wurden. Auch Hermann I/III-Kue nen im Laufe
er Woche etwa 1000 Mk. Jn den übrigen Werten des Kohlen-

kurenmarktes vollzogen ſich die Umſätze auf leicht erhöhter Grund
leoge. Am Braunkohlenmarkte beſchränkte ſich das
Intereſſe auf wenige Werte, wobei die Preisentwicklung ſich kaum
von der der Vorwoche unterſchied. Weſentlich lebhafter war das
Gebiet der Kalikuxe, wo einzelne Werte ſprunghafte Er
höhungen von 3000--5000 Mk. aufweiſen. Jnsbeſondere konn
ten die Werte der Wilhelm Sauer- Gruppe Bergmannsſegen,
Hugo und Hohenfels bei großer Nachfrage ihre Kurſe um etwa
4000--5000 Mk. aufbeſſern. Weiterhin beſtand für Alexanders
hall, Einigkeit, Großherzog Wilhelm Ernſt, Günthershall, Jo-
haunashall und Volkenroda beträchtliche Nachfrage. Glückauf
Sondershauſen wurden auf die Erklärung einer Sonderausbeute
von 5000 Mk. vielfach gekauft, wobei der Preis ſich um etwa 3000
Mark gegen die Vorwoche höher ſtellte. Auch Neuſtaßfurt zogen
aus gleichen Gründen um etwa 2000 Mk. kursmäßige Vorteile.
Aus dem lebhaften Verkehr in Mittelwerten ſind hervorzuheben
Heldrungen I u. II, Habighorſt, Walter u. Jrmgard, Rothenberg,
Ransbach, Reichskrone Thüringen, Salzmünde u. a., deren Kurſe
ſich ſämtlich über die vorwöchigen Notierungen ſtellten. Freund
lich war ſchließlich auch die Stimmung für elſäſſiſche Unterneh-
mungen, von denen Max in größeren Mengen gefragt und um
geſetzt wurden, während die übrigen Werte an der Bewegung
nur langſam teilnahmen. Am Kaliaktienmarkt blieb
dagegen die Stimmung luſtlos, und die Kurſe zeigen hier mit
Ausnahme von Salzdetfurth-Aktien kaum nennenswerte Ver-
änderungen.

„Wilhelma“ in Magdeburg, Allgemeine Verſicherungs- A.G.
Der Aufſichtsrat ſchlägt die Verteilung einer Dividende von 70
(im Vorjahre 105) Mk. für jede Aktie vor. Der Beſtand von
Lebensverſicherungen erhöhte ſich von 35434 Millionen Mark
Ende 1918 auf über Milliarde Mark Ende 1919. Das Er-
trägnis wurde jedoch beeinträchtigt durch das Anſchwellen der
allgemeinen Verwaltungskoſten. Allein die Beamtengehälter des
Jnnendienſtes erhöhten ſich um rund 435 Millionen Mark oder
um 212 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Gründung der Deutſchen Verſicherungs- Akt.Geſ. Jn Ber-
lin fand die Gründung der Deutſchen Verſicherungs
Akt.Geſ. ſtatt. Das Grundkapital beträgt 15 Millionen
Mark, von dem zunächſt 25 Prozent eingezahlt werden. Der
Sitz der Geſellſchaft iſt Berlin. Die Geſellſchaft wird die Kon
zeſſion nachſuchen für den Betrieb der Transporiverſi-cherung,
der Feuerverſicherung, der Verſicherung gegen Kriegs und Auf-
ruhrſchäden, der Unfall- und Haftpflichtverſicherung, der Ver
ſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl und der Garantie-
(Kautions-) Verſicherung ſowie der Rückverſicherung in allen
Zweigen mit Ausnahme der Lebensverſicherung. Dem erſten
Aufſichtsrat gehören u. a. an die Herren: Kommerzienrat Paul

Millington Herrmann, Direktor der Deutſchen Bank, Vorſitzen
der, Herbert M. Gutmann, Georg von Simſon, ſtellvertretende
Vorſitzende, Carl Fürſtenberg, Dr. jur. Eduard Mosler, Franz
Heinrich Wittkoeft (Hamburg), Carl Joerger (Berlin), Kom
merzienrat Ernſt Peterſen (Leipzig), Hofrat Hans Remshard
(München). Zum Vorſtand der Geſellſchaft wurden beſtellt:
Herr Paul von der Nahmer (Berlin) als Generaldirektor und
Herr Oscar Helb (Berlin) als ſtellvertretender Direktor. Die
Geſellſchaft wird ſich hauptſächlich dem Betrieb der Transport
verſicherung nebſt Nebenbranchen widmen.

Induſtrie, Handel, Handwerk
Flauer Geſchäftsgang in Thüringen. Jn allen Fabriken

in Schweing in Thüringen und Umgebung macht ſich ſeit meh-
reren Wochen ein ſchlechter Geſchäftsgang bemerkbar. Die Firma
Luck in Marienthal hat die Arbeitszeit erheblich ränkt
und iſt damit zu rechnen, daß auch andere Betriebe folgen wer-
den. Wie aus Liebenſtein gemeldet wird, ſind die beſtehenden
Tarifverträge faſt alle von Seiten der Arbeitgeber zum 1. Juli
gekündigt worden und wird jedenfalls ein Abbau der Löhne ein-
treten.

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndirektionsbezirk Halle
(Saale) einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen wurden
am 9. Juni d. J. für Kohlen, Koks, Briketts und Naßpreßſteine
geſtellt 5845 Wagen zu 10 Tonnen, nicht geſtellt 936 Wagen zu
10 Tonnen.

Die neuen Schlachtviehpreiſe. Wie wir ſchon meldeten,
kommt der Häutezuſchlag künftig in Wegfall. Dafür ſind neue
Geſamtpreiſe für Schlachtvieh feſtgeſetzt worden, die gegen die
bisherigen erhöht wurden. Die neuen Preiſe betragen nun
mehr: I. Rinder: 1. gering genährte Rinder, einſchl. gering ge
nährte Freſſer (Klaſſe C) 240 Mk., 2. fleiſchige Rinder Klaſſe B)
340 Mk., 3. vollfleiſchige Rinder (Klaſſe A) 380 Mk., 4. ausge
mäſtete oder vollfleiſchige Rinder höchſten Schlachtwertes Kl. A I)
420 Mk. II. Kälber: 5. Schlachtkälber im Alter unter 83 Mona-
ten 450 Mk. III. Schweine: 6. Schlachtſchweine (ausgenommen
bei Vertragsmaſt) 550 Mk. IV. Schafe: 7. minderwertige und
abgemagerte Schafe (Klaſſe IV) 240 Mk., 8. magere und gering
genährte Schafe ſowie Zuchtböcke (Klaſſe III) 300 Mk., 9. voll
fleiſchige und fette Maſtſchafe ſowie fleiſchige Lämmer und
Jährlinge (Klaſſe I1) 350 Mk., 10. vollfleiſchige Lämmer und
Jährlinge, Hammel und ungelammte Schafe (Klaſſe 400 Mk.

Neuordnung der Leimbewirtſchaftung. Die Leimverteilungs-
genoſſenſchaft der Deutſchen Leimgroßhändler zu Berlin, E. G.
m. b. H., beruft eine z r Generalverſammlung ein,
in der die Verwaltung über die weiteren Verhandlungen hinſicht-
lich der Kollektivverträge Vericht erſtatten wird. Es
ſoll eine Beſchlußfaſſung ſtattfinden über die von der Induſtrie
verlangle Abänderung der Erzeugerverträge, die eine ent
ſprechende Aenderung des Händlervertrages nach ſich ziehen
würde. Für den Fall der „olehnung der Kollektivverträge ſoll
eine Kommiſſion gebildet werden, welche die zur Sicherung des
Leimhandels zu ergreifenden Maßnahmen zu beraten haben wird.

Berliner Börſenberichte
Produktenbericht. Am Produktenmarkt war die Haltung für

Hafer infolge vermehrter Nachfrage auf Abladung etwas feſter,
obwohl von verſchiedenen Seiten und beſonders aus Schleſien
Angebote vorlagen. Für Hülſenfrüchte zeigte ſich bei niedrigeren
Preis angeboten etwas mehr Nachfrage. eluſchten und Acker
bohnen ſowie Wicken, ferner Lupinen und Serradellg waren nur

r

wenig beachtet. Heu hatte ruhi Geſchäft. Jn Stroh herrſchtees Angebot v her Otto Thiele. Buch und Kunſidruckeret. Verrag der ZaſſefſSen eftura.

woran beſonders oberſchieſiſche Werte beteiligt waren. E,

wonnnen Kattowitzer 9. Bismarckhütte 2 Prozent. Farſe

ſich nichts von Bedeutung.
Hafernotierungen:

Berlin, 10. Juni. Jnländiſcher Hafer, für 1000 e in Mark
loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn 3090fofortige Abladung ab Abladeſtationen 2720--2890 v
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Provinz Sachſen
tzk. Gera, 9. Juni. (Gegen die Fernſprech

gebühren.) Eine Verſammlung hieſiger Gewerbetreibender
und ſonſtiger Geſchäftsleute erhob Einſpruch gegen die Erhöhung
der Fernſprechgebühren und die in Form eines einmaligen Bei-
trages vorgeſchriebene Zwangsanleihe. Die Fernſprechteilnehmer
erleiden darin in Verbindung mit der Portoerhöhung nicht nur
eine neue ungeheuerliche Belaſtung und Schädigung des Ge
ſchäftslebens, ſondern auch eine rückſchrittliche Maßnahme. Di-
Verſammelten beſchloſſen einmütig, für ihre Perſon die Kündi
gung für den 1. Oktober auszuſprechen und fordern auch die nicht
anweſenden Fernſprechteilnehmer auf, ſich ihrem Vorgehen anzu
ſchließen. Die Liſten für die Maſſenkündigung, in denen ſich die
Verſammelten einzeichneten, ſollen öffentlich für jedermanns Be
teiligung ausgelegt werden. Etwa 150 der Anweſenden trugen

ſich ſofort ein. Js. Quedlinburg, 10. Juni. (Gedenkfeier der Krieg
gefangenen.) Da dieſer Tage der erſta Transport Ruſſen
in Stärke von 600 Mann aus dem Kriegsgefangenenlager in de
Heimat zurückkehren ſoll, fand heute nachmittag bei den Krieger
gräbern auf hieſigem Gemeindefriedhof eine ſtimmungsvolle Se
denkfeier für die zahlreichen hier beſtatteten Rußen ſtatt. J
geſchloſſenem Zuge begaben ſich die Gefangenen, mit Trauer
abzeichen geſchmückt, unter Vorantragung einer ſchwarzen Fahr
nach dem Friedhofe, wo mehrere Ruſſen Anſprachen hielten, die
von Muſikſtücken einer Kapelle und Geſängen der Ruſſen un
rahmt waren. Zum Gedächtnis der verſtorbenen Landsleut
legten die Ruſſen zahlreiche Blumenſpenden an den Gräbern
nieder. Nach der Feier zogen die Gefangenen mit roten Ab-
zeichen und roter Fahne nach dem Lager zurück

NMagdeburg, 10 Juni. (Abermals rder Schulgeld fätze) Der Magiſtrat hält als Mittel
Ausgleichs im Schulhaushalt eine neue Erhöhung des Schul
geldes für unumgänglich. Er ſchlägt deshalb vor, die bisher
Beträge bei den höheren Schulen und der Vorbereitungaſhe
heraufzuſetzen auf 500 Mk. für Einheimiſche, 700 Mk le
wohnende Auswärtige und 900 Mk. für ſogenannte Fahrſ et
(Auswärtige, die nicht hier wohnen). Von einer Erhöhung
Schulgeldes an der Fortbildungsſchule ſoll zunächſt noch ab
ſehen werden. Die Stadtverordnetenverſammlung wird c
Kürze um ihre Zuſtimmung gebeten werden, Die Erhöhung
bereits am 1. Juli in Kraft treten,

Hauptſchriſtleiter Hel muß Böttcher gen
Vecantwortlich r Volieik: Helmut Böttcher t
wirtſchaft und Sport Hans Heiling; für den geſamtenTeil: Erti e Sekſheim. Anzeigentetl: Paul Kerſten ſnne
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